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  Behörde für Kultur und Medien 
Bitte nicht heften 
 
Antrag auf Projektförderung – (Förderrichtlinie private Kreativschulen) 
Einzureichen per.pdf beim Landesverband private Kreativschulen Hamburg: projektan-

trag@kreativschulen.hamburg  

 

An die 

Freie und Hansestadt Hamburg 

Behörde für Kultur und Medien Hamburg 

Künstlerische Privatschulen – Stichwort Projektförderung                                                       
Hohe Bleichen 22 

20354 Hamburg 
Hamburg, den………………… 

 

1. Angaben zur Antragstellerin 
 

Antragsberechtigt sind Hamburger private, BAföG-geförderte Kreativschulen, welche bereits 
vor dem 1.2.2020 gewerblich tätig waren und infolge der Corona-Epidemie und/oder der 
diesbezüglichen staatlichen Corona-Allgemeinverfügungen mittelbar bzw. unmittelbar von 
der Pandemie betroffen sind.  

Förderfähig sind ausbildungsbezogene Projekte und Aktivitäten, die der Entwicklung von 
Produkten oder Formaten dienen und mittelfristig selbsttragend funktionieren sollen (An-
schubfinanzierung). Die im Rahmen des beantragten Projekts entstehenden Kosten sind bis 
zu einem Anteil in Höhe von maximal 90 Prozent zuwendungsfähig, sofern diese nicht be-
reits über anderweitige staatliche Fördermaßnahmen (wie z.B. KUG, HCS, Überbrückungs-
hilfen, Neustart Kultur etc.) abgedeckt sind. Es gelten die Bestimmungen der „Förderrichtlinie 
private Kreativschulen“. 

 
Anträge können von Einrichtungen gestellt werden. Zutreffendes bitte ausfüllen: 
 
Einrichtung   ☐  

Name der antragstellenden Einrichtung: 
 
 

E-Mail-Adresse 
 

Straße, Hausnummer 
 
 

Internetadresse  
  
      

PLZ, Ort 
   
 

Telefon/Fax 
 

Rechtsform der Einrichtung:  
 
 
  

Name, Vorname der rechtlich Vertretungsbefugten: 
 
 
männlich  ☐    weiblich  ☐    unbestimmt  ☐        

Name, Vorname der Ansprechpartnerin (für das Projekt) 
 
 
männlich  ☐    weiblich  ☐    unbestimmt  ☐        

E-Mail-Adresse 
 

Straße, Hausnummer Internetadresse  
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PLZ, Ort 
   
 

Telefon/Fax 
 

Aktuelle Vereinssatzung und Vereins- bzw. Handelsregister-

auszug (sofern vorhanden) oder sonstiger Nachweis der Ver-

tretungsberechtigung  

☐  liegt bereits vor 

☐  ist anliegend beigefügt 

Ggf. abweichende Postadresse: 
 
Straße, Hausnummer 
 
PLZ, Ort 

Antragstellerin ist zum Vorsteuerabzug nach § 15 UStG berechtigt:       

ja  ☐         nein  ☐ 

Wenn ja, bitte Nettobeträge im Finanzierungsplan angeben. 

2. Angaben zur Bankverbindung 
Bankverbindung: 
IBAN:   

BIC:  

Bankinstitut:       

Kontoinhaberin*:   

* Antragstellerin und Kontoinhaberin müssen identisch sein (Geschäftskonto). 
 
3 Unternehmensbeschreibung (Kurze Erläuterung, max. 200 Zeichen): 

 

 

 
 

 

 
4. Beantragte Projektförderung (bitte zusätzlich im Kostenfinanzierungsplan detailliert auf-
schlüsseln) 

 

Betrag 
 

€ 
 

5.Grund für die wirtschaftliche Notlage (als Fehlbedarfsfinanzierung) und Darstellung der Maß-
nahme zur Kulturprojektförderung Hamburger Kreativschulen, Kapazitätenschaffung und In-
vestitionsförderung zur Geschäftsentwicklung. 

 
(Kurze Erläuterung, ggf. auf extra Blatt fortsetzen, max 3000 Zeichen): 
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6. Art und Umfang der Förderung, Antragsfrist 
Zunächst ist zu prüfen, ob staatliche Hilfen des Bundes in Anspruch genommen werden können. Dies ist im An-

trag darzulegen. Die staatlichen Hilfen des Bundes werden auf diesen Antrag angerechnet. 

Die Zuschüsse werden zur Überwindung der wirtschaftlichen Belastung gewährt, die durch die Allgemeinverfü-
gungen des Senats seit dem 11. März 2020 entstanden sind. Antragsfrist bis 31.06.2021, maximal 75.000,00 

Euro. 

 

 

7. Sonstige Erklärungen des Antragstellers (bitte jeweils ankreuzen) 
 

RICHTIGKEIT und VOLLSTÄNDIGKEIT 
 

a) Ich versichere, dass die wirtschaftliche Belastung eine Folgewirkung der Coronakrise vom Frühjahr 2020 

ist..                                                                                                                                                       ☐ 

b) Ich versichere, dass die genannten Zusatzmaßnahmen ausschließlich im Zusammenhang mit der Einhal-

tung der jeweils gültigen Eindämmungsverordnung stehen                                                                ☐ 

c) Ich nehme davon Kenntnis, dass kein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Projektförderung besteht. 

                                                                                                                                                             ☐ 

d) Ich erkläre, dass ich alle Förderprogramme des Bundes geprüft und ggf. beantragt und ordnungsgemäß 

im Antrag dokumentiert habe.                                                                                                              ☐ 

e) Ich bestätige, dass Einsparungen und zusätzliche Ansprüche (z.B. auf Lohnfortzahlung) berücksichtigt 

worden sind.                                                                                                                                         ☐ 

f) Ich bestätige, dass ich der Bewilligungsbehörde auf Verlangen die zur Aufklärung des Sachverhalts und 

Bearbeitung meines Antrags erforderlichen Unterlagen und Informationen unverzüglich zur Verfügung 

stelle.                                                                                                                                                     ☐ 

g) Ich versichere, dass ich alle Angaben nach bestem Wissen und Gewissen und wahrheitsgetreu gemacht 

habe. Mir ist bekannt, dass vorsätzlich oder leichtfertig falsche oder unvollständige Angaben sowie das 

vorsätzliche oder leichtfertige Unterlassen einer Mitteilung über Änderungen in diesen Angaben die Straf-

verfolgung wegen Subventionsbetrug (§ 264 StGB) zur Folge haben können.                                  ☐ 

h) Mir ist bekannt, dass ich im Falle einer Überkompensation (Entschädigungs-, Versicherungsleistungen, 

andere Fördermaßnahmen) erhaltene Soforthilfe zurückzahlen muss.                                               ☐ 

i) Einer etwaigen Überprüfung durch den Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg, den Geneh-

migungsbehörden und der Europäischen Kommission stimme ich zu.                                               ☐ 

 
ALLGEMEINE NEBENBESTIMMUNGEN FÜR ZUWENDUNGEN 
Ich/wir bestätige/n die Kenntnisnahme der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförde-

rung (ANBest-P), und erkläre, dass ich/wir mit den dortigen Regelungen einverstanden bin/sind.                  ☐ 

 
PERSONENBEZOGENE DATEN 
Mir/uns ist bekannt, dass die Erhebung personenbezogener Daten für die Bearbeitung des Zuwendungsverfahrens 
erforderlich ist (vgl. § 12 Abs. 1 Hamburgisches Datenschutzgesetz - HmbDSG). Es gelten die Auskunfts- und Be-

richtigungsrechte nach dem HmbDSG.                                                                                                                 ☐ 



  
 

Seite 4 von 5 
 

 
VERÖFFENTLICHUNG 
a) Mir/Uns ist ferner bekannt, dass zur Wahrnehmung parlamentarischer Aufgaben Daten der Zuwendung nach § 
7 Absatz 1 Datenschutzordnung der Hamburgischen Bürgerschaft in Bürgerschaftsdrucksachen veröffentlicht wer-

den können und dass Zuwendungsdaten aufgrund des Hamburgischen Transparenzgesetzes in elektronischer 

Form im Informationsregister veröffentlicht werden. Personenbezogene Daten werden nur genannt, sofern sie 
nicht aus Datenschutzgründen zu anonymisieren sind. Bürgerschaftsdrucksachen werden auch im Internet veröf-

fentlicht.                                                                                                                                                             ☐ 

 

b) Ich/wir willige/n in die Veröffentlichung der Förderdaten (Name/n der Zuwendungsempfänger/in, Höhe 
der Zuwendung, Zuwendungszweck und Förderart) in Form von Pressemeldungen und sonstigen Verlaut-
barungen der Behörde für Kultur und Medien ein.                                                                                      ☐ 

Soll die Einwilligung nicht erklärt werden, ist der obige Absatz zu streichen. Diese Einwilligung erfolgt freiwillig und 

kann jederzeit mit zukünftiger Wirkung bei der Behörde für Kultur und Medien, Hohe Bleichen 22, 20354 Hamburg, 
widerrufen werden. Die Abgabe oder Nichtabgabe der Einwilligung hat keinen Einfluss auf die Entscheidung über 

die Gewährung einer Zuwendung. 

 
c) Bezüglich der ab dem 1.7.2016 bestehenden EU-beihilferechtlichen Veröffentlichungspflicht wird auf das anlie-

gende Informationsblatt verwiesen. 
 

Rechtsbehelfsverzicht und Mittelabforderung 
Ein Bescheid erlangt einen Monat nach Bekanntgabe Bestandskraft, wenn ein Rechtsbehelf (Widerspruch) nicht in 

Anspruch genommen wird. Die Bestandskraft als Voraussetzung für die Auszahlung der Zuwendung kann auch 
dadurch herbeigeführt werden, dass nach Bekanntgabe dieses Bescheides durch eine schriftliche Erklärung auf 

einen Rechtsbehelf verzichtet wird.  

Hiermit wird der Bescheid bereits im Voraus anerkannt und auf einen Rechtsbehelf verzichtet, d.h. es wird kein 

Widerspruch gegen den Bescheid eingelegt werden um die sofortige Auszahlung zu gewährleisten                     ☐ 

 

Daher wird gleichzeitig der Zuschuss auf die oben benannte Bankverbindung abgefordert.                                       ☐ 

 
 

 

Datum/rechtsverbindliche Unterschrift(en) – bei Einrichtungen von der rechtlich Befugten 

 
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ 

Wiederholung von Vorname und Name in Druckbuchstaben: 

 
Hinweis: 
Bei erstmaliger Förderung sind stets die Vertretungsvollmachten – hierzu zählen insbesondere auch die Unter-

schriftsbefugnisse für den Zahlungsverkehr – dem Antrag beizufügen. Bei wiederkehrenden Förderungen sind nur 
bei Veränderungen entsprechende Angaben erforderlich. 
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Information 
 
Hinweis auf die ab dem 1.7.2016 bestehende EU-beihilfenrechtliche Veröffentlichungs-
pflicht nach AGVO (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung) für Zuwendungen der 
FHH 
 
Zusammenfassung 
Im Sinne der AGVO können die Zuwendungen der Behörde für Kultur und Medien als Beihilfen 
gelten. Ab dem 1.7.2016 gewährte Beihilfen unterliegen der Veröffentlichungspflicht. Sämtli-
che in Anhang II und III der AGVO enthaltenen Angaben werden dann auf der zentralen Bei-
hilfewebsite für die Bundesrepublik Deutschland veröffentlicht. Zu den veröffentlichten Anga-
ben zählen u.a. der Name der Beihilfenempfängerin und die Höhe der Beihilfe, weshalb für die 
Öffentlichkeit die staatliche Finanzierung von Unternehmen nachvollziehbar wird.  
 
Die AGVO ist einsehbar unter www.hamburg.de/bkm/downloads. 
 
 
Erläuterung Rechtsgrundlagen 
 
1. AGVO-Förderrichtlinie 
Die Antragstellerin wird darauf hingewiesen, dass gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) der AGVO (Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union) bei Einzelbeihilfen von 
über 500.000 EUR die in Anhang III der AGVO genannten Angaben auf einer öffentlich ein-
sehbaren Beihilfewebsite veröffentlicht werden. Zu diesen Angaben zählen u.a. der Name oder 
die Firma der Beihilfenempfängerin und die Höhe der Beihilfe.  
 
2. Zuwendungsbescheid AGVO-Einzelbeihilfe 
Die Zuwendungsempfängerin wird darauf hingewiesen, dass die in Anhang II der AGVO (Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union) genannten Angaben auf 
einer öffentlich einsehbaren Beihilfewebsite veröffentlicht werden. Bei Einzelbeihilfen von über 
500.000 Euro sind zudem gemäß Art. 9 Abs. 1 lit. c) AGVO die in Anhang III der AGVO ge-
nannten Angaben auf der Beihilfewebsite zu veröffentlichen. Zu den Angaben nach den An-
hängen II und III der AGVO zählen u.a. der Name oder die Firma der Beihilfenempfängerin 
und die Höhe der Beihilfe. 
 
3. Vertrag (i.S. des EU-Rechts ist ein Zuwendungsbescheid ein Vertrag) 
Die Zuwendungsempfängerin ist damit einverstanden, dass die in Art 9 Abs. 1 der AGVO (Ver-
ordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Verein-
barkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 
und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union) genannten Informatio-
nen auf einer öffentlich einsehbaren Beihilfewebsite veröffentlicht werden. Hierzu zählen u.a. 
der Name oder die Firma der Beihilfenempfängerin und die Höhe der Beihilfe. 
 


